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Gerhard Bosch und Thorsten Kalina 

Entwicklung und Struktur der 
Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland 

1 Einleitung 

Über den Umfang der Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland wird 
heftig diskutiert. In internationalen Vergleichen wird Deutschland Mitte 
der 90er Jahre häufig als Land mit einer geringen Einkommenssprei-
zung eingestuft. Im Vergleich zu den USA und dem Vereinigten König-
reich hatte Deutschland damals eine relativ ausgeglichene Einkom-
mensstruktur und einen niedrigen Anteil von gering bezahlten Arbeits-
kräften (OECD 1996; OECD 1997). Nur in den skandinavischen Län-
dern war die Einkommensungleichheit noch geringer. Die international 
vergleichenden Untersuchungen der OECD zeigten weiterhin, dass die 
Chancen gering verdienender Beschäftigter, auf einen besser bezahlten 
Arbeitsplatz aufzusteigen, in Deutschland höher waren als in den USA, 
einem Land mit größerer Einkommensungleichheit. Dies ist häufig die 
Rechtfertigung für politische Maßnahmen und Reformen, die versu-
chen, Niedriglohnbeschäftigung auszuweiten.  

Die Ursachen für die geringe Einkommensungleichheit in Deutschland 
wurden in dem besonderen Produktportfolio Deutschlands und den ihm 
zugrunde liegenden institutionellen Strukturen der Finanz-, Produkt- 
und Arbeitsmärkte in Deutschland gesehen. Mit ihrer diversifizierten 
Qualitätsproduktion erzielten deutsche Unternehmen dank der guten 
Qualität und dem hohen Innovationsgehalt trotz hoher Preise Exporter-
folge auf dem Weltmarkt. Die unterstützenden Strukturen waren alle 
auf langfristige Beziehungen orientiert. Auf dem Finanzmarkt waren 
viele Unternehmen des Produktions- aber auch des Finanzsektors unter-
einander durch gegenseitigen Aktienbesitz verflochten, wodurch ge-
meinsame Strategien gefördert wurden. Der Anteil öffentlichen Eigen-
tums in wichtigen Infrastrukturbereichen, wie Energie, Wasser, Trans-
port und Telekommunikation war hoch, und förderte ebenfalls langfris-
tige Investitionsstrategien. Ausgefeilte Systeme von technischen und 
Qualitätsstandards, die für alle Betriebe verbindlich waren, orientierten 
die Unternehmen in vielen Branchen auf einen Qualitätswettbewerb. 
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Durch das duale System der beruflichen Bildung, das die Qualitätsori-
entierung unterstützte, durch flächendeckende Tarifverträge, die Mitbe-
stimmung in Aufsichtsräten der Unternehmen und über die Betriebsräte 
in den Betrieben sowie eine Arbeitsgesetzgebung, die Entlassungen 
erschwerte, wurden auch die Arbeitsbeziehungen und die Arbeitsver-
träge auf eine dauerhafte Basis gestellt und Löhne wurden weitgehend 
aus dem Wettbewerb genommen.  

In den letzten Jahren sind die Risse im deutschen Beschäftigungsmodell 
allerdings unübersehbar geworden. Seit Ende der 90er Jahre nimmt die 
Ungleichheit in der Entlohnung und der Anteil von Niedriglohnjobs zu 
(EU 2004: 168). Die Chance, aus einem Niedriglohnjob in eine besser 
bezahlte Tätigkeit aufzusteigen, ist an der Jahrtausendwende innerhalb 
der EU nur in Großbritannien ebenso so schlecht wie in Deutschland 
(European Commission 2004: 172). Diese Zahlen, wie auch unsere 
eigenen Berechnungen (siehe Abschnitt 3) deuten eine Trendwende an, 
für die es vielfältige Gründe gibt. 

In einem auf den männlichen Alleinernährer ausgerichteten Beschäfti-
gungsmodell erfolgte die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit vor dem 
Hintergrund deutlicher Einkommensdifferenzen zwischen Männern und 
Frauen. Die deutsche Wiedervereinigung belastete mit ihren hohen 
Folgekosten die Sozialsysteme und heizte infolge der hohen Arbeitslo-
sigkeit zunächst in Ostdeutschland und dann im gesamten Deutschland 
die Lohnkonkurrenz an. Die Öffnung der Grenzen nach Osteuropa 
verstärkte aufgrund der zentralen Lage Deutschlands in Europa die 
Lohnkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland und ließ auch 
Ostdeutschland im internationalen Vergleich zum Hochlohnland wer-
den.  

Diese unterschiedlichen externen Schocks für das deutsche Modell 
haben die Wachstumskräfte in Deutschland geschwächt und den inter-
nen Konsens der Akteure, den eigentlichen Kitt für die graduellen Re-
formen der vergangenen Jahrzehnte, aufgelöst. Viele Unternehmer und 
ihre Verbände fordern einen Systemwechsel und werden dabei nicht nur 
von der christdemokratischen und liberalen Partei sondern bis weit 
hinein ins sozialdemokratische Lager unterstützt. Die Forderung nach 
mehr Lohndifferenzierung ist eine Schlüsselforderung in den Program-
men für einen Systemwechsel. Die rot-grüne Bundesregierung, die in 
der ersten Legislaturperiode zunächst noch auf die Weiterentwicklung 
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des deutschen Sozialmodells setzte, hat zu Beginn der zweiten Legisla-
turperiode (ab 2002) weitreichende Arbeitsmarktreformen mit dem 
expliziten Ziel, Arbeitslose auch in niedrig bezahlte Arbeit zu vermit-
teln, beschlossen, die vermutlich mittelfristig zu einer größeren Lohn-
spreizung führen werden.  

Vor dem Hintergrund dieser veränderten Rahmenbedingungen kam es 
zu einem Rückgang in der Bindung der Beschäftigten durch Tarifver-
träge und Betriebsräte. Wir gehen davon aus, dass hierin eine wesentli-
che Ursache für die Zunahme der Niedriglohnbeschäftigung liegt. Da-
her werden wir diesen Aspekt im nächsten Abschnitt im Detail untersu-
chen. In Abschnitt 3 wird die Entwicklung der Niedriglohnbeschäfti-
gung im Zeitverlauf, nach Strukturmerkmalen der Niedriglohnbeschäf-
tigten und nach Unternehmensmerkmalen analysiert und zu den in 
Abschnitt 2 ausgeführten Entwicklungen in Beziehung gesetzt.  

2 Abnehmender Einfluss von Gewerkschaften und 
Betriebsräten 

Die Mitgliederzahl der Gewerkschaften ging von 11,86 Millionen im 
Jahr 1993 auf 8,89 Millionen (2003) zurück. Die Mitgliederzahl des 
DGB verringerte sich von 10,29 Millionen (1993) auf 7,3 Millionen in 
2003 (Eiro 2004). Nach der Wiedervereinigung stieg die Mitgliederzahl 
der Gewerkschaften beträchtlich an, als die westdeutschen Gewerk-
schaften zu Beginn der 90er auch Mitglieder in Ostdeutschland organi-
sierten. Wegen der quasi obligatorischen Mitgliedschaft organisierte der 
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund fast alle Beschäftigten und hatte 
eine Gewerkschaftsdichte von über 95 %. Wegen des Verlustes vieler 
Gewerkschaftsmitglieder in Ostdeutschland nach dem Systemwechsel, 
wegen des Verlustes der Möglichkeit der Gewerkschaften, ihren Mit-
gliedern wie zuvor in der DDR besondere soziale Vergünstigungen (wie 
organisierte Urlaubsfahrten etc.) zu bieten, wegen Firmenschließungen 
und Kündigungen vor allem in Ostdeutschland nach dem Zusammen-
bruch der ostdeutschen Wirtschaft aber auch in Westdeutschland mit 
dem strukturellen Übergang zum Dienstleistungssektor, verloren die 
Gewerkschaften viele Mitglieder, und die Gewerkschaftsdichte fiel in 
Deutschland von 35 % im Jahr 1980 auf 25 % im Jahr 2000 (OECD 
2004a: 145).  
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Untersuchungen der OECD zeigen, dass die Tarifbindung in Deutsch-
land von 80 % (Rang 4 unter allen OECD Ländern) 1980 auf 63 % 
(Rang 13) im Jahr 2000 fiel (OECD 2004a: 145). Detailliertere Daten 
über die Tarifbindung, basierend auf einer Befragung von 9.000 Betrie-
ben, sind durch das Betriebspanel des IAB (Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung) seit 1995 verfügbar. Die Auswertungen zur Ta-
rifbindung zeigen auffallende Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland. In Ostdeutschland sind vor allem die neu gegründeten 
Betriebe keiner Arbeitgebervereinigung beigetreten, während andere 
ihre Mitgliedschaft beendet haben, um in der Lage zu sein, niedrigere 
Löhne zu zahlen. Andere sind an Tarifverträge gebunden, zahlen aber 
weniger als den vereinbarten Lohn wegen einer wirtschaftlich schwieri-
gen Situation, in einigen Fällen mit dem Einverständnis ihres Betriebs-
rates, in anderen unter Nutzung der Möglichkeit von tariflichen Öff-
nungsklauseln (Bosch 2004). Industrieweite Tarifverträge erodieren 
ebenfalls in Westdeutschland, allerdings nicht im selben Umfang. Die 
Tarifbindung ist besonders niedrig im schnell expandierenden privaten 
Dienstleistungssektor (Tabelle 1).  

Demnach haben Tarifverträge als Folge der deutschen Wiedervereini-
gung und wegen der hohen Arbeitslosigkeit in Gesamtdeutschland 
einen Teil ihrer Bindungskraft verloren, was die Verbreitung von Nied-
riglohnbeschäftigung fördert. In 2003 waren 70 % der westdeutschen 
und 54 % der ostdeutschen Beschäftigten durch einen Branchen- oder 
Firmentarifvertrag gebunden. Die Unterschiede zwischen Branchen 
sind beträchtlich, z. B. von 95 % im Bereich Bergbau/Energie bis 35 % 
in Dienstleistungen für Unternehmen in Westdeutschland (Tabelle 1). 
Viele Betriebe sind nicht tarifgebunden, orientieren sich jedoch am 
Tarifvertrag um Transaktionskosten zu reduzieren und die gewerk-
schaftliche Organisierung zu vermeiden. Detailliertere Auswertungen 
zeigen, dass die Tarifbindung mit der Betriebsgröße zunimmt. Neue 
Unternehmen sind seltener tarifgebunden als ältere, ein beträchtlicher 
Teil der Betriebe wechselt zwischen Branchentarifverträgen und Fir-
mentarifverträgen oder individuellen Verträgen und umgekehrt.  

Die Nicht-Einhaltung der vereinbarten Standards wurde gesellschafts-
fähig und wurde sogar von wichtigen Vertretern der Arbeitgeberver-
bände öffentlich unterstützt (Bispinck 1998: 13). Um die Flucht der 
Betriebe aus den Tarifverträgen aufzuhalten, vereinbarten die Gewerk-
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schaften so genannte „Härtefallklauseln“, die es Firmen ermöglichen, in 
wirtschaftlichen Notlagen tariflich vereinbarte Lohnsätze zu unter-
schreiten. Die Gewerkschaften haben ohne Erfolg versucht, die Aus-
weitung von Härtefallklauseln auf Ostdeutschland zu beschränken. 

Tabelle 1: Tarifbindung west- und ostdeutscher Be-
schäftigter 2003 (Anteil der Beschäftigten 
in %) 

Bran-
chen-
tarif-
vertrag 

Fir-
menta-
rifver-
trag 

Kein Tarifver-
trag (davon 
Orientierung 
der Löhne an 
einem Tarif-
vertrag) 

Branche 
W

est 

O
st 

W
est 

O
st West Ost 

Landwirtschaft u. a. 60 19 8 6 33 (35) 75 (46) 
Bergbau/Energie 82 65 13 23 5   (45) 12 (76) 
Grundstoffverarbeitung 71 40 7 12 22 (73) 48 (58) 
Investitionsgüter 65 27 9 16 26 (65) 57 (51) 
Verbrauchsgüter 68 36 8 13 24 (54) 51 (49) 
Baugewerbe 78 39 2 8 20 (71) 54 (69) 
Handel/Reparatur 63 34 5 8 32 (58) 58 (50) 
Verkehr/Nachrichten 52 21 21 34 27 (49) 44 (38) 
Kredit/Versicherung 86 72 6 5 8   (42) 24 (69) 
Dienste für Unternehmen 29 33 6 8 66 (37) 59 (42) 
Sonstige Dienste 58 45 7 11 36 (56) 44 (56) 
Org. ohne Erwerbscharak-
ter 

61 37 7 12 32 (55) 52 (67) 

Gebietskörperschaf-
ten/Sozialversicherung 

89 92 9 7 2   (57) 1   (40) 

Insgesamt 62 43 8 11 30 (53) 46 (52) 
Quelle: IAB Betriebspanel 2003, entnommen aus Ellguth/Kohaut 2004: 451 

Heute wird das deutsche System der Branchentarifverträge zusätzlich 
durch den internationalen Kostenwettbewerb für Investitionsprojekte in 
Frage gestellt. Zu Beginn der 1990er waren große deutsche Unterneh-
men wie Daimler, BMW oder Siemens vor allem nationale Unterneh-
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men. Sie exportierten Produkte, produzierten aber vor allem in Deutsch-
land.  

Lange Zeit haben sich Betriebsräte nicht darauf beschränkt, nur tarifli-
che Vereinbarungen zu implementieren, sondern sie haben relativ un-
abhängig über eine wachsende Zahl von Themenbereichen verhandelt. 
Darüber hinaus sind Betriebsräte heute de facto die betrieblichen Basis-
organisationen der Gewerkschaften geworden. Gewerkschaftliche Ver-
trauensleute sind heute nur in wenigen Arbeitsstätten vorhanden und 
aktiv. Die Existenz von Betriebsräten ist oft der Faktor, der entscheidet, 
ob ein Betrieb dem Arbeitgeberverband angehört und den Tarifvertrag 
einhält. In Großunternehmen sind Betriebsräte weitgehend von der 
Arbeit freigestellt, sie nehmen regelmäßig an Fortbildungen in gewerk-
schaftlichen Weiterbildungseinrichtungen teil und sind hochgradig 
professionalisiert. Besonders in kleinen und mittleren Unternehmen ist 
es für Gewerkschaften und Beschäftigte schwierig, einen Betriebsrat zu 
gründen (Tabelle 2).  

Tabelle 2: Verbreitung von Betriebsräten und ande-
ren Formen der Mitarbeitervertretung nach 
Betriebsgröße (2003)  

 Anteil mit Betriebsrat 
oder Mitarbeitervertre-

tung in % 
Betriebsgrößenklasse West Ost 

5-50  11 10 
51-100 55 47 
101-199 72 71 
200-500 87 77 
501 und mehr Beschäftigte 97 86 
Insgesamt 15 14 

Quelle: Ellguth/Kohaut 2004, Basis: IAB-Betriebspanel 2003; Basis: 
privatwirtschaftliche Betriebe mit mindestens 5 Beschäftigten (ohne Landwirtschaft) 

Da die durchschnittliche Betriebsgröße zurückgeht und Betriebsräte in 
kleinen und mittleren Betrieben seltener sind, hat der tatsächliche Ein-
fluss der Tarifverhandlungen auf Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
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gungen abgenommen. Einen Betriebsrat in einer oft feindseligen Um-
gebung einzurichten ist nicht einfach, da die im alten Betriebsverfas-
sungsgesetz enthaltenen langen und bürokratischen Wahlprozeduren 
dem Management viele Möglichkeiten boten, Druck auf mögliche Kan-
didaten in der Belegschaft auszuüben. Die rot-grüne Koalition aus SPD 
und der Grünen Partei hat daher das Betriebsverfassungsgesetz 2001 
verbessert. Die Hauptabsicht der Reform war es, die Wahlen in kleinen 
und mittleren Betrieben zu erleichtern und Betriebsräte in diesen Be-
trieben zu stärken.  

3 Entwicklung und Struktur der Niedriglohnbe-
schäftigung 

Obwohl in Deutschland viel über Niedriglohnbeschäftigung diskutiert 
wird, sind die Informationen über den Umfang, die Struktur und die 
zeitliche Entwicklung bisher unzureichend. Daher haben wir im Rah-
men des internationalen Forschungsprojektes „Einfache Tätigkeiten im 
internationalen Vergleich“ eine eigene Analyse der Niedriglohnbe-
schäftigung in Deutschland vorgenommen. Datengrundlage der folgen-
den Auswertungen sind zwei Datensätze, die auf Sozialversicherungs-
daten der Bundesagentur für Arbeit basieren und unterschiedliche Un-
tersuchungszeiträume abdecken. Die IAB-Beschäftigtenstichprobe ist 
ein Datensatz für die wissenschaftliche Nutzung, der anonymisierte 
Daten von einem Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten über einen Zeitraum von 21 Jahren (1975-1995) enthält (vgl. Bender 
et al. 2000). Das BA-Beschäftigtenpanel enthält ähnliche Informationen 
über 1,92 % aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten für den 
Zeitraum 1998 bis 2002 und ermöglicht dadurch aktuellere Auswertun-
gen.1  

                                                           
1  Beim BA-Beschäftigtenpanel handelt es sich um anonymisierte Quartalsdaten aus der 

Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA). Das Beschäftigtenpanel kann 
über das Zentralarchiv für Empirische Sozialforschung (Köln) bezogen werden. Für die 
Verwendung der Daten in diesem Beitrag trägt die Bundesagentur für Arbeit keine 
Verantwortung.  
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Als Niedriglohngrenze verwenden wir die OECD-Definition von 2/3 
des Medianentgeltes2 (vgl. OECD 1996). Die folgenden Auswertungen 
beziehen sich nur auf Vollzeitbeschäftigte, da für den Einbezug von 
Teilzeitbeschäftigung die Monatsentgelte in Relation zur Wochenar-
beitszeit gesetzt werden müssten. Diese Arbeitszeitinformation ist in 
den verwendeten Datensätzen aber nicht enthalten. Auszubildende 
wurden ebenfalls nicht in die Analyse einbezogen.  

Abbildung 1

Abbildung 1: Anteil der Niedriglohnbezieher unter den 
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbe-
schäftigten 

 gibt einen Überblick über die zeitliche Entwicklung des 
Anteils der Niedriglohnbezieher unter den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten. Der Anteil der Niedriglohnbezieher unter den sozialver-
sicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten lag in Westdeutschland 1975 
bei 16,4 % und ist bis 1994 auf 14 % zurückgegangen. Seitdem jedoch 
ist der Anteil bis auf 16,6 % im Jahre 2002 gestiegen. 

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

19
75

19
76

19
77

19
78

19
79

19
80

19
81

19
82

19
83

19
84

19
85

19
86

19
87

19
88

19
89

19
90

19
91

19
92

19
93

N
L-

A
nt

ei
l i

n 
P

ro
ze

nt

19
94

19
95

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

Westdeutschland

Ostdeutschland

 
Quelle: BA-Beschäftigtenpanel und IAB-Beschäftigtenstichprobe 1975-1995, eigene 
Berechnungen. 

                                                           
2  Sortiert man alle Beschäftigten aufsteigend nach ihrem Erwerbseinkommen, teilt der 

Median die unteren 50 % der Beschäftigten von den oberen 50 %. Ein Grund für die 
Verwendung des Median statt des arithmetischen Mittels ist die Zensierung der Ein-
kommensverteilung durch die Beitragsbemessungsgrenze. 
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Die zeitliche Entwicklung deckt sich mit den Analysen der OECD 
(1996), die für Deutschland einen Rückgang der Einkommensungleich-
heit im unteren Einkommensbereich (Relation D5/D1) im Zeitraum 
1983 bis 1993 zeigen. Aufgrund dieser Ergebnisse kennzeichnete die 
OECD Deutschland als einziges Land, in dem sich die Einkommen-
sungleichheit in diesem Zeitraum verringert hatte. Dieser Trend scheint 
sich jedoch seit Mitte der 90er Jahre umgekehrt zu haben. Nach unseren 
Auswertungen verdienten in Westdeutschland 16,6 % und in Ost-
deutschland 19,0 % der Vollzeitbeschäftigten in 2002 weniger als 2/3 
des Medianentgeltes. Das sind in Westdeutschland weniger als 
1.709 Euro pro Monat und in Ostdeutschland weniger als 1.296 Euro 
pro Monat (Brutto). 

Strukturmerkmale der Niedriglohnbezieher 

Nachdem gezeigt wurde, dass es schon heute ein beträchtliches Ausmaß 
an Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland gibt, wird in diesem Ab-
schnitt herausgearbeitet, welche Personengruppen besonders von Nied-
riglöhnen betroffen sind. Diese Analyse bezieht sich wie alle weiteren 
Auswertungen auf Westdeutschland. Die Strukturanalyse zeigt beson-
ders hohe Niedriglohnanteile unter Personen ohne Berufsausbildung 
(29,3 %), Frauen (31,3 %), Jüngeren (unter 25 Jahre) mit 39,2 % und 
unter Ausländern mit 25,9 % (vgl. ).Tabelle 3  3 Die Niedriglohnanteile 
in diesen Gruppen liegen über dem Niedriglohnanteil in der Gesamt-
wirtschaft Westdeutschlands (16,6 %). Dennoch sind nicht nur diese 
Gruppen von Niedriglohnbeschäftigung betroffen: 71,6 % der Niedrig-
lohnbezieher haben eine abgeschlossene Berufsausbildung, 33,6 % sind 
Männer, die meisten (73,4 %) sind mittleren Alters (25-54 Jahre) und 
Deutsche (87,2 %), was zeigt, dass Niedriglohnbeschäftigung für alle 
Beschäftigten relevant ist und nicht nur als Problem spezieller Gruppen 
gesehen werden kann. 

 

 

 

                                                           
3  Zu ähnlichen Ergebnissen für die genannten Merkmale kommen Bispinck et al. 2003, 

Rhein et al. 2005. 



Gerhard Bosch und Thorsten Kalina 38

Tabelle 3: Strukturmerkmale der Niedriglohnbezieher 
(Westdeutschland 2002, Vollzeitbeschäf-
tigte) 

 Kategorie NL-Anteil 
in der 
jew. Ka-
tegorie 

Anteil an 
allen NL-
Beziehern 

ohne Be-
rufsausbil-
dung 

29,3%  26,5%  

mit Be-
rufsausbil-
dung 

16,0%  71,6% 

Qualifikation 

FH/Uni  3,1%  2,0% 
Männer 8,6% 33,6% Geschlecht 
Frauen 31,3% 66,4% 
unter 25 39,2% 18,7% 
25 – 34 16,4% 25,9% 
35 – 44 14,1% 27,7% 
45 – 54 13,9% 19,8% 

Alter 

55 + 14,1% 7,9% 
Deutsche 15,8% 87,2% Nationalität 
Ausländer 25,9% 12,8% 

Gesamtwirtschaft 16,6% 100% 
Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen 

Niedriglöhne nach Wirtschaftszweigen 

Im BA-Beschäftigtenpanel sind Wirtschaftszweige auf 2-Steller Ebene 
auswertbar, wobei allerdings einige Wirtschaftszweige aggregiert wur-
den. Für den Stichtag 31.12.2002 liegen Informationen über 48 Wirt-
schaftszweige vor. Um zunächst einen Gesamtüberblick zu geben, wer-
den diese zu übergreifenden Gruppen aggregiert, anschließend werden 
Wirtschaftszweige mit sehr hohem und sehr niedrigem Niedriglohnan-
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teil ausgewertet. Für die Auswertung der Beschäftigung nach Wirt-
schaftsgruppen wird eine im IAT entwickelte Systematik verwendet, 
die sich vor allem dadurch auszeichnet, dass der Dienstleistungsbereich 
detailliert abgebildet wird.4 

Abbildung 2: Niedriglohnanteile in aggregierten Wirt-
schaftsgruppen (Westdeutschland 2002, 
Vollzeitbeschäftigte) 

0% 10% 20%

Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei

Haushalts- und personenbezogene DL

Unternehmensnahe DL  

Ökonomische Transaktions DL

Infrastruktur und Transport DL

Bauwirtschaft  

Produzierendes Gewerbe

Politische Transaktions DL

Westdeutschland Gesamt

Niedriglohna
30% 40% 50%
nteil  

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen 

Die Auswertung aggregierter Wirtschaftsgruppen zeigt hohe Niedrig-
lohnanteile in der Landwirtschaft, in den haushalts- und personenbezo-
genen Dienstleistungen und in den unternehmensnahen Dienstleistun-
gen. Die ökonomischen Transaktionsdienstleistungen, darunter fallen 
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe, Grundstücks- und Woh-
nungswesen, bewegen sich etwa auf dem Niveau der Gesamtwirtschaft. 
Infrastruktur- und Transportdienstleistungen, Bauwirtschaft, Produzie-
rendes Gewerbe und politische Transaktionsdienstleistungen (öffentli-
che Verwaltung, Sozialversicherung, Interessenvertretungen und kirch-
liche Vereinigungen) weisen Werte unter dem gesamtwirtschaftlichen 
Niveau auf. 

                                                           
4  Zur verwendeten Systematik vgl. Worthmann 2002.  
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Differenziertere Auswertungen ( ) zeigen, dass die Wirt-
schaftszweige mit hohen Niedriglohnanteilen zu Bereichen mit unter-
durchschnittlicher Tarifbindung der Beschäftigten zählen (vgl. 

). Die Erbringung von sonstigen Dienstleistungen mit einem Niedrig-
lohnanteil von 75,6 % und das Gastgewerbe mit einem Niedriglohnan-
teil von 71,6 % zählen zu den Wirtschaftszweigen mit den höchsten 
Niedriglohnanteilen. In der Systematik des IAB-Betriebspanels gehören 
sie zu den sonstigen Dienstleistungen, die mit 65 % eine unterdurch-
schnittliche Tarifbindung der Beschäftigten haben. Die privaten Haus-
halte mit einem Niedriglohnanteil von knapp 75 % zählen zu den Orga-
nisationen ohne Erwerbscharakter, die mit 68 % Tarifbindung ebenfalls 
unter dem Durchschnitt liegen. Gleiches gilt auch für die Landwirt-
schaft mit einem Niedriglohnanteil von 40 % und 68 % Tarifbindung 
und im Einzelhandel mit knapp 33 % Niedriglohnanteil und 63 % Ta-
rifbindung. Extrem niedrig ist die Tarifbindung in den Dienstleistungen 
für Unternehmen mit 35 %, in denen der Niedriglohnanteil bei gut 32 % 
liegt. 

Tabelle 4

Tabelle 4: Niedriglöhne in einzelnen Wirtschafts-
zweigen (Westdeutschland 2002, Vollzeit-
beschäftigte) 

Tabelle 
1

Hoher  
Niedriglohnanteil (in %) 

Geringer  
Niedriglohnanteil (in %) 

Erbringung von sonstigen 
Dienstleistungen 75,6%

Chemische Industrie/ Koke-
rei, Mineralölverarbeitung 3,1% 

Private Haushalte 74,9%
Metallerzeugung und  
–bearbeitung 3,0% 

Gastgewerbe 71,6% Kreditgewerbe 2,7% 

Landwirtschaft, gewerbliche 
Jagd/Forstwirtschaft/Fischerei 
und Fischzucht 40,0% Sonstiger Fahrzeugbau 1,9% 

Ernährungsgewerbe, Tabak-
verarbeitung 33,3% Versicherungsgewerbe 1,9% 

Einzelhandel 32,7%
Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 0,9% 

Erbringung von Dienstleistun-
gen überwiegend für Unter-
nehmen 32,2%

Kohlebergbau, Torfgewin-
nung 0,8% 

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen 
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Der geringste Niedriglohnanteil zeigt sich mit 0,8 % beim Kohleberg-
bau. Mögliche Erklärung könnte die hier sehr starke Position von Ar-
beitnehmervertretern durch die Montanmitbestimmung, der mit 95 % 
hohe Verbreitungsgrad von Tarifverträgen oder der hohe Anteil qualifi-
zierter Arbeitnehmer sein. Ähnliche Argumente ließen sich anführen für 
den Kraftfahrzeugbau, das Kredit- und Versicherungsgewerbe, die 
Metallverarbeitung und die Chemische Industrie mit Niedriglohnantei-
len zwischen 0,9 % und 3,1 %. Der Kraftfahrzeugbau zählt im IAB-
Betriebspanel zu den Investitionsgütern, die mit 74 % eine überdurch-
schnittliche Tarifbindung aufweisen. Auch das Kredit- und Versiche-
rungsgewebe weist mit 92 % eine sehr hohe Tarifbindung auf. Metall-
verarbeitung und Chemische Industrie zählen zur Grundstoffverarbei-
tung, die mit 78 % ebenfalls eine hohe Tarifbindung hat.  

Niedriglöhne nach Betriebsgröße 

Es gibt in Deutschland einen starken Zusammenhang zwischen der 
Betriebsgröße und dem Niedriglohnanteil. Mit wachsender Betriebs-
größe nimmt der Anteil der Niedriglohnbezieher ab (Tabelle 3).  
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Abbildung 3: Niedriglohnanteile nach Betriebsgröße5 
(Westdeutschland 2002, Vollzeitbeschäf-
tigte) 
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Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen 

Die wichtigste Erklärung für diesen Zusammenhang ist, dass die Tarif-
bindung und die Gewerkschaftsdichte in kleineren Unternehmen gerin-
ger sind. Zudem haben kleinere Betriebe häufig keine Betriebsräte, 
welche ein zentraler Akteur bei der Durchsetzung von Tarifverträgen 
sind oder ihre Betriebsräte sind weniger qualifiziert und weniger ein-
flussreich. In größeren Unternehmen sind Betriebsräte größere Gremien 
in Hinsicht auf die Anzahl der Mitglieder, sie sind besser ausgebildet, 
bekommen mehr Unterstützung von den Gewerkschaften und sind in 
zunehmendem Umfang von ihrer Arbeit freigestellt, um ihre Betriebs-
ratsaufgaben wahrnehmen zu können. Mit zunehmender Betriebsgröße 
haben Beschäftigte auch einen besseren Kündigungsschutz. Dies stärkt 
ihre Verhandlungsmacht mit der Folge, dass die Beschäftigungsbedin-
gungen oft besser sind als in kleineren Betrieben und zu erwarten ist, 
dass der Niedriglohnanteil mit zunehmender Betriebsgröße zurückgeht. 

                                                           
5  Für die Bemessung der Betriebsgrößenklassen sind alle sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten des Betriebes, ebenso wie die geringfügig Beschäftigten relevant. Die 
Niedriglohnanteile beziehen sich wie in der gesamten Auswertung mit den IAB-Daten 
nur auf die Vollzeitbeschäftigten. 
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4 Fazit 

Die durch die Untersuchungen der OECD fundierte und lange gültige 
These, dass Deutschland ein Land mit geringen Anteilen von niedrig 
entlohnten Beschäftigten ist, wird durch unsere Untersuchungen in 
Frage gestellt. Seit Mitte der 90er Jahre nimmt der Anteil der gering 
bezahlten Beschäftigten in Deutschland zu. Das tatsächliche Ausmaß 
der Ungleichheit dürfte über dem statistisch gemessenen liegen, da 
viele der Niedriglohnjobs in Deutschland von legal und auch illegal 
entsandten oder beschäftigten Ausländern ausgeübt werden, die in kei-
ner Statistik oder zumindest keiner deutschen Statistik auftauchen. Die 
Gründe hierfür sind in Änderungen des institutionellen Rahmens, der 
bislang die Expansion dieser Arbeit begrenzte, zu suchen.  

Noch immer sind die traditionellen Institutionen des deutschen Produk-
tionsmodells einer diversifizierten Qualitätsproduktion stark. Durch 
eine Modernisierung der Berufsausbildung oder eine Stärkung der Mit-
bestimmung der Betriebsräte in Klein- und Mittelbetrieben wurde die-
ses Modell weiterentwickelt. Gleichzeitig ist das Modell aber nicht 
mehr prägend für alle Industrien und Tätigkeiten wie in der Vergangen-
heit. Verbesserungen der Löhne und Arbeitsbedingungen in der deut-
schen Leitindustrie, der Metallindustrie, ziehen nicht mehr entspre-
chende Verbesserungen in andern Industrien automatisch nach sich. 
Das deutsche Modell differenziert sich in weiterhin starke Anteile der 
Beschäftigten in modernisierten beruflichen und internen Arbeitsmärk-
ten und wachsende Zahlen der Beschäftigten in peripheren Arbeits-
märkten mit schlechterer Bezahlung und ungünstigeren Arbeitsbedin-
gungen.  

Die Institutionen, die bislang das Entstehen von Niedriglohnjobs be-
grenzt haben, sind brüchig geworden. Löhne werden in Deutschland 
von Branchengewerkschaften ausgehandelt. Bislang war der Deckungs-
grad der Tarifverträge so hoch, dass die Gewerkschaften über eine au-
tonome Tarifpolitik den meisten Beschäftigten eine angemessene Be-
zahlung organisieren konnten. Im Unterschied zu vielen Nachbarlän-
dern wurde in der Vergangenheit die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes einmütig vom Staat, den Gewerkschaften und den Ar-
beitgebern abgelehnt, da gesetzliche Eingriffe den Vorrang der Tarifau-
tonomie gefährden könnten.  
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Das Tarifsystem erfüllt aber nicht mehr seine frühere Schutzfunktion 
für die Beschäftigten am Rande des Arbeitsmarktes. Da der Anteil 
peripher Beschäftigter und schlecht bezahlter Arbeitskräfte wächst, und 
angesichts der wachsenden Anzahl von osteuropäischen Werkvertrags-
nehmern, die Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt mit ihren Heimat-
löhnen haben, wird in Deutschland in den letzten Jahren verstärkt über 
die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes diskutiert. Ein solcher 
Mindestlohn existiert bereits in einigen Branchen, wie etwa dem Bau-
hauptgewerbe. Er wurde von den Sozialpartnern dieser Branche in 
einem bundesweit gültigen Tarifvertrag vereinbart und für allgemein-
gültig erklärt. Die Bundesregierung beabsichtigt, ähnliche Regelungen 
in anderen Branchen einzuführen, um vor allem den Wettbewerb mit 
ausländischen Werkvertragsnehmern sozialverträglich zu gestalten. 
Voraussetzung für die Nutzung dieses Instruments sind jedoch bundes-
weite Tarifverträge und Einigungen der Tarifpartner auf einen Mindest-
lohn. Genau diese Voraussetzungen sind in der zersplitterten Tarifland-
schaft der meisten Branchen mit hohen Niedriglohnanteilen nicht gege-
ben. Czommer/Worthmann (2005) haben dies am Beispiel der Fleisch-
industrie gezeigt, die neben der Bauwirtschaft gegenwärtig am stärksten 
dem Wettbewerb mit ausländischen Werkvertragsnehmern ausgesetzt 
ist. Um den Anteil von gering entlohnten Beschäftigten zu verringern, 
gibt es keine Alternative zur Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohnes. Am Beispiel Großbritannien, das einen Mindestlohn mit einer 
halbjährigen Ankündigungsfrist einführte, mit einem niedrigen Aus-
gangsniveau begann und es danach schrittweise anhob, kann man ler-
nen, wie ein Mindestlohn eingeführt werden kann, ohne Arbeitsplätze 
zu vernichten. Inzwischen haben auch die britischen Unternehmen den 
Niedriglohn schätzen gelernt, da er gleiche Wettbewerbsbedingungen 
für alle auf dem Arbeitsmarkt herstellte. Die Klagen der britischen 
Arbeitgeberverbände über die negativen Arbeitsmarkteffekte des Min-
destlohnes sind verstummt. Um zu diesem Punkt zu kommen, muss 
man allerdings den Mut haben, diese Klagen zwei Jahre zu ertragen. 
Die Verringerung von Armut und die Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts infolge der Einführung eines fairen Mindestlohnes 
sollten diese Mühe lohnen.  
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